
 

 
Stellungnahme des BVEK 

zum 
 

Referentenentwurf des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit zum Entwurf einer Durchführungsverordnung zum 
Brennstoffemissionshandelsgesetz (Brennstoffemissionshandelsverordnung – BEHV)  
 

Berlin, den 31.07.2020 
 
§ 6 (1) Verkaufstermine 
„Der letzte Verkaufstermin darf frühestens am 3. Werktag im Dezember stattfinden.“ 
➢ Es gibt keinerlei Angabe im Entwurf, wann im Jahre 2021 spätestens der erste 

Verkaufstermin terminiert ist 

➢ Wieso wird der ausgebenden Stelle eingeräumt, so früh den letztmöglichen Ausgabetermin 

zu setzen? Sollte die ausgebende Stelle die EEX sein, so findet dort, abgesehen von den 

Feiertagen, doch auch bis Jahresende der Handel für alle Commodities statt. 

➢ Je früher der letztmögliche Ausgabetermin gesetzt wird, desto schwieriger ist es für die 

Unternehmen den tatsächlichen Zertifikatebedarf zu treffen bzw. desto mehr müssen sie im 

nächsten Jahr bis Ende Februar nachjustieren. 

 
 
§ 8 (2) Erhebung eines Entgelts für veräußerte Zertifikate (Handling Fee) 

➢ Darf hier so einfach ein Entgelt erhoben werden, ohne dass es eine Gebührenverordnung 

gibt? 

➢ Sind in dem Entgelt Nebenkosten wie z. B. Clearingkosten enthalten? 

➢ Warum gibt es keine Beschränkung nach oben für die Kosten? Aus dem EU-ETS weiß 

man, dass diese Clearingkosten (nachgelagerter Abrechnungsbanken) in der Summe eines 

Jahres teilweise sehr hohe Beträge ausmachen können 

 
 
§ 14 (1) Aktualisierung der Kontoangaben 

➢ Der Stichtag für die jährliche Prüfung der Kontoangaben auf Aktualität fällt wie die Abgabe 

des Emissionsberichts auf den 31.07. und damit genau in die Sommerurlaubszeit. 

➢ Dieser Termin kann unter Umständen auf Grund der Abwesenheit vieler 

Unternehmensmitarbeiter zu Schwierigkeiten führen. 

 
 
§ 15 (2) „Technische Hindernisse“ beim Kontozugang 

➢ Hier wird nicht ausdifferenziert, was damit genauer gemeint sein kann. Das Prinzip des EU-

ETS und seiner Registerverordnung (die ja hier beim BEHG zu einem Großteil 

übernommen werden soll) ist die höhere Gewalt die nicht zutreffen kann. Das bedeutet für 

einen Betroffenen, das er eben selbst für einen Zugang und dessen jederzeitige Funktion 

sorgen muss und nicht andere Umstände geltend machen kann, weil er aus irgendwelchen 

Gründen keinen Zugang zum Register bekommen kann. 

 
 
§ 16 (1) Anzahl der Kontobevollmächtigten 
„Bei Beantragung der Kontoeröffnung bestimmt der Kontoinhaber mindestens eine bevollmächtigte 
Person.“ 

➢ Diese Regelung, nur einen Bevollmächtigten (BV) zu haben, stellt ein nicht vertretbares  

Risiko dar. Nur ein Mitarbeiter des Unternehmens kann so über teilweise extrem hohe 
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Beträge von Zertifikaten im Wert von bis zu 10-20 Millionen Euro verfügen. Damit ist er 

nicht nur erpressbar gegenüber Kriminellen, sondern im Falle von Krankheit, Tod oder 

anderen Ereignissen nicht mehr handlungsfähig und damit er selbst bzw. sein 

Unternehmen sanktionsgefährdet. 

➢ Diese Art des laschen Risikomanagements welches auf Betreiben südeuropäischer Länder 

der EU (entgegen der Ansicht der DEHSt und anderer nordeuropäischer Länder) bereits in 

die neue Registerverordnung des EU-ETS zum 01.01.2021 Einzug gefunden hat, kann nun 

keinesfalls auch noch für 4.000 kleinere Teilnehmer im BEHG gelten, die zudem über 

keinerlei Erfahrung mit den daraus resultierenden Problemen verfügen. 

 
 
§  19 Lieferung von veräußerten Emissionszertifikaten 

➢ Hier finden sich keinerlei Details über die Zeiträume/ Dauer der Lieferung und noch viel 

wesentlicher, wann den geliefert wird: vor oder nach Eingang einer Zahlung. 

 
 
§  20 (2) Ausführung von Transaktionen  
„Kontoinhaber können festlegen, dass Transaktionen von ihrem Konto durch einen 2. 
Kontobevollmächtigten bestätigt werden müssen.“ 

➢ Für die Unternehmen, die noch nicht im EU-ETS sind und somit der Emissionshandel sowie 

die Registerkontoführung Neuland sind, wäre in jedem Falle eine Pflicht zur Ernennung 

eines zweiten Kontobevollmächtigten festzulegen.  

➢ Die Erfahrungen im EU-ETS haben gezeigt, dass mindestens zwei Kontobevollmächtigte 

notwendig sind, um zu jederzeit im Rahmen der Registerkontoführung handlungsfähig zu 

sein, empfindliche Sanktionen zu vermeiden oder auch gegen Einflüsse Dritter, „nicht 

gesetzeskonformer Elemente“ geschützt zu werden. 

 
 
§  20 (7. Nr. 3) Ausführung von Transaktionen  

➢ Aus den Ausführungen zu Punkt 7.3 geht hervor, dass Zertifikate bar bezahlt werden 

können. Dies ist strikt abzulehnen, da damit der Schwarzgeldwäsche Tür und Tor geöffnet 

sind 

 
 
§  23 (1) Bereinigung des Registers, Transaktionsbeschränkung 
Zertifikate für die Erfüllung der Berichtspflicht des Vorjahres, die nach dem Abgabetermin am 
30.09 auf dem Konto verblieben sind, können also von der Behörde gelöscht werden. 

➢ Dieses „amtliche Löschen“ von nicht mehr abgabefähigen Zertifikaten ist nicht akzeptabel, 

da der Kontoinhaber für diese Zertifikate Geld bezahlt hat und insofern über diese Werte 

selbst bestimmen können muss. 

➢ Es wird vorgeschlagen, diese immer bis zum Ende einer Periode auf dem Konto zu lassen, 

als ungültig zu zeichnen, aber handelbar, d. h. übertragbar zu lassen, damit zumindest eine 

nationale Kompensation von CO2-Emissionen möglich bleibt (z. B. Produkt: 

Klimaneutralität) 

 
 
§  28 (3) Kriminalitätsprävention 

➢ Es dürfte rechtlich wohl kaum möglich sein, das Meldungen von Kontoinhabern und 

Bevollmächtigten zu irgendwelchen Sanktionen der kontoführenden Behörde DEHSt 

führen, ohne das gerichtliche Beschlüsse vorliegen. Insofern fragt man sich nach dem Sinn 

solcher Verdachtsmeldungen, speziell für Untreue und Wucher   
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Seite 38 Kommentar zum Verkauf von Zertifikaten 

➢ „Die Termine für den Verkauf sowie das Zeitfenster für die Übermittlung sind mit der 

zuständigen Stelle abzustimmen. Sofern nach der Veröffentlichung der Verkaufstermine im 

Verlauf des Jahres…“ 

➢ Daraus geht hervor, dass die Verkaufstermine nicht bereits zum Jahresbeginn 2021 

beginnen. Warum wird nicht ein verbindlicher Termin genannt? 

➢ Daraus ergäbe sich auch ein Termin, zu dem die Beantragung eines Registerkontos 

möglich wäre, was in diesem Entwurf überhaupt nicht thematisiert worden ist.  

 


